
Begründung: 
 
Der Bundesgerichtshof hat am 08.02.2011 in einem vergaberechtlichen Verfahren (AZ: X ZB 
4/10) den Verkehrsvertrag zwischen dem Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) und der DB 
Regio für ungültig erklärt. Dadurch fällt der VRR auf einen Verkehrsvertrag aus dem Jahre 2004 
zurück, was erhebliche Defizite beim VRR zur Folge hat. 
Inzwischen häufen sich die Berichte, wonach der VRR diese Defizite durch eine Umverteilung 
der Landesmittel zu Lasten der anderen Verbundgebiete in NRW auffangen bzw. reduzieren will. 
 
Eine Mittelkürzung beim NVR würde jedoch die konsequenten Einsparbemühungen unterlaufen. 
So ist der NVR bereits durch die Kürzung von Regionalisierungsmitteln allein auf dem Gebiet 
des Verkehrsverbundes Rhein-Sieg (VRS) in Höhe von 31 Mio. € in den Jahren 2006 bis 2010 
negativ betroffen gewesen. 
In der Folge wurden beim Abschluss von Verkehrsverträgen einzelne Leistungen gekürzt sowie 
„betriebliche Optimierungen“ (z. B. Abbau von Parallelverkehren) vorgenommen. 
Ferner wurden bei Ausschreibungen geringere Standards vorgegeben, z. B. bei den 
Sitzplatzabständen. Weiterhin mussten beim Rhein-Sieg-Express (RE 9) zwei Verstärkerfahrten 
in den Morgenstunden zu einer Fahrt zusammengelegt werden. 
Die Kunden sind von diesen erforderlichen Einsparungen negativ betroffen. In den letzten 
Jahren mussten die ÖPNV-Kunden im VRS und im Aachener Verkehrsverbund (AVV) darüber 
hinaus erhebliche Tarifsteigerungen bei einem vergleichsweise ohnehin schon hohen 
Tarifniveau hinnehmen. 
Daher ist es nicht hinnehmbar, wenn ein Rechtsstreit auf dem Gebiet des VRR die Kunden im 
NVR zusätzlich nachteilig belastet. 
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